


                München, April 2015 

 
 
Elektromobilität im Wirtschaftsverkehr 
 
Forderungen der IHK für München und Oberbayern an die Politik 
auf Bundes-, Landes- und Kommunalebene 
 

Die Bunderegierung hat sich in ihrer Strategie Elektromobilität das ambitionierte Ziel gesetzt, 
Leitmarkt und Leitanbieter im Bereich Elektromobilität zu werden und bis 2020 eine Million 
E-Fahrzeuge auf die Straße zu bringen. 
 
Die IHK begrüßt die Bemühungen auf Bundes-, Landes- und Kommunalebene, die Elektromobi-
lität zu fördern. Der Einsatz von E-Fahrzeugen kann gerade im städtischen Wirtschaftsverkehr 
bei passenden Rahmenbedingungen zu deutlichen Vorteilen für Betriebe, Kommunen und Be-
völkerung führen. Dennoch werden diese Potenziale im Moment noch zu wenig genutzt. 
 
Gleichzeitig steigen für den Wirtschaftsverkehr die lokalen Herausforderungen, gerade bei den 
Luft- und Lärmemissionen. Innovative Lösungen die rasch zu Verbesserungen der Umwelt- und 
Lebensqualität in Städten, aber auch der Ver- und Entsorgung von Unternehmen führen, sind 
dringend erforderlich. 
 
Der Verkehrsausschuss der IHK für München und Oberbayern sieht noch Handlungsbedarf auf 
Bundes-, Landes- und Kommunalebene bei der Festsetzung geeigneter Rahmenbedingungen. 
Deshalb hat der Ausschuss in seiner Sitzung am 16. April 2015 folgende Forderungen be-
schlossen: 
 
 
1. Bundespolitik 
 
Situation 
 
Die Anschaffungskosten von Elektrofahrzeugen sind derzeit wesentlich höher als die von Fahr-
zeugen mit Verbrennungsmotor. 
 
Forderungen 
 
► Direkte Zuschüsse, die den Kauf von Elektrofahrzeugen unterstützen sollen - vielfach disku-

tiert - sind nicht der richtige Weg. Vielmehr sollten steuerliche Erleichterungen geschaffen 
werden, beispielsweise in Form von Sonderabschreibungsmöglichkeiten, um Firmen den 
Einstieg in die vermehrte Nutzung der Elektromobilität zu erleichtern und den deutlichen Un-
terschied bei den Anschaffungskosten auszugleichen. 
 

► Dringend erforderlich ist nach Ansicht der Wirtschaft eine zeitnahe Klärung derzeit noch of-
fener Steuerrechtsfragen im Verhältnis zwischen Arbeitgeber und Arbeitnehmer. Hier sei als 
Beispiel das Laden von Geschäfts-/Dienstfahrzeugen zu Hause beim Arbeitnehmer genannt 
oder das Laden von privat erworbenen Elektrofahrzeugen, die über eine Ladeinfrastruktur 
beim Arbeitgeber geladen werden. 

 
► Die Ladeinfrastruktur, insbesondere an Bundesautobahnen und Bundestraßen, muss zeit-

nah, barrierefrei und praxisnah ausgebaut werden. Gesetzliche Regelungen (z. B. Bundes-
fernstraßengesetz) müssen - soweit erforderlich - angepasst werden. Die Informationen über 
ein solches Ladenetz müssen allgemein zur Verfügung stehen. Open Data-Listen mit Geoda-
ten der Ladestationen könnten die Auffindung von Ladepunkten erheblich erleichtern. 



IHK-Forderungen zur Strategie Elektromobilität 

► Die im Elektromobilitätsgesetz beschriebenen Fördermaßnahmen sollen auch für Fahrzeuge 
der Klassen N 2 (> 4,25 t – 12 t zulässige Gesamtmasse) und N 3 (> 12 t zGM) gelten. Da 
gerade im Wirtschaftsverkehr diese Fahrzeuggrößen häufig eingesetzt werden, soll auch hier 
ein Anreiz zum verstärkten Einsatz von Elektrofahrzeugen geschaffen werden. 

 
 
2. Landespolitik 
 
Situation 
 
Das Fehlen einer ausreichend dimensionierten Ladeinfrastruktur wird immer wieder als Hemm-
nis für die Entscheidung pro Elektrofahrzeug genannt. Regelungen im Baurecht zum Auf- und 
Ausbau der Ladeinfrastruktur auf Privatgrund könnten gerade im Geschosswohnungs- und Ge-
werbebau die notwendigen Impulse für den Einsatz von Elektrofahrzeugen bringen. 
 
Forderungen 
 
► Regelungen im Baurecht, die den Auf- und Ausbau von Ladeinfrastruktur für Elektrofahrzeu-

ge auf Privatgrund erleichtern, müssen geschaffen bzw. praxisorientiert verbessert werden. 
 
► Die Verwendungsmöglichkeiten von Stellplatzablösemitteln zugunsten des Aufbaus einer 

Ladeinfrastruktur müssen erweitert werden, um den Kommunen die notwendigen finanziellen 
Spielräume hierfür zu eröffnen. 

 
 
3. Kommunalpolitik 
 
Situation 
 
Die EU-Grenzwerte werden regelmäßig bei den verkehrsbedingten Luftschadstoffen und dem 
Verkehrslärm überschritten und gehören somit zu den größten innerstädtischen Problemen. 
Das stellt die Kommunen vor kaum lösbare Herausforderungen, zumal bisher bewährte Hand-
lungsinstrumente nicht mehr ausreichen. 
 
Forderungen 
 
► Die Fördermöglichkeiten, die das neue Elektromobilitätgesetz geschaffen hat, müssen rasch 

Eingang in die kommunalen Entscheidungen finden, um den Einsatz von Elektrofahrzeugen 
für Unternehmen in der jetzigen Situation attraktiver zu machen. 

 
► Kostenloses Parken während des Ladevorgangs könnte einen wichtigen Impuls für die Nut-

zung von Elektrofahrzeugen auslösen und sollte deshalb schnellstmöglich realisiert werden. 
 
► Genehmigungsverfahren beim Aufbau privat initiierter Ladeinfrastruktur müssen unbürokra-

tisch gestaltet werden. 
 
► Eine Erweiterung von Lieferzeitfenstern für die Innenstadtbelieferung sollte zeitnah geprüft 

werden und unter dem Aspekt des Anreizes des verstärkten Einsatzes von Elektrofahrzeu-
gen ermöglicht werden. 

 
► Die Freistellung von Gebühren für gewerbliche Sonderparkausweise für den Wirtschaftsver-

kehr sollte eingeführt werden. 
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